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230. Kundmachung: Aufhebung der Verordnung des Bundesministeriums für Unterricht über die Ausdehnung

des Geltungsbereiches der Dienstordnung für Vertragslehrer und Lehrbeauftragte an der Akademie für Musik
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226. Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 1. Oktober 1957,
womit Heimarbeit in gewissen Erzeugungs-
zweigen aus Gründen des Dienstnehmer-

schutzes verboten wird.
Auf Grund des § 17 Abs. 1 des Heimarbeits-

gesetzes, BGBl. Nr. 66/1954, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau verordnet:

§ 1. (1) In allen in Betracht kommenden Er-
zeugungszweigen ist verboten

1. die Ausführung von Arbeiten durch Heim-
arbeiter, bei denen diese ausgesetzt wären der
Einwirkung von

a) Blei oder seinen Verbindungen, es sei denn,
der Bleigehalt der zur Verwendung ge-
langenden Legierungen, Farben oder son-
stigen Stoffe beträgt weniger als 1 v. H.
oder die zu bearbeitenden Gegenstände sind
mit einem bleifreien Überzug versehen,

b) Quecksilber oder seinen Verbindungen,
c) Benzol, Tetrachloräthan, Tetrachlorkohlen-

stoff, Schwefelkohlenstoff, Di- oder Poly-
isocyanaten,

d) Methanol oder Trichloräthylen, wenn ihr
Anteil am verwendeten Stoff mehr als
10 v. H. beträgt,

e) Toluol, Xylolen oder Perchloräthylen,
wenn ihr Anteil am verwendeten Stoff
mehr als 20 v. H. beträgt,.

f) Mischungen von in lit. d angeführten mit
in lit. e genannten Lösungsmitteln bei
einem Anteil dieser Lösungsmittel am ver-
wendeten Stoff von insgesamt mehr als
20 v. H. und einem Anteil der in lit. d
angeführten Lösungsmittel von mehr als
10 v.H.,

g) Mischungen von in lit. d angeführten
Lösungsmitteln bei einem Anteil dieser
Lösungsmittel am verwendeten Stoff von
insgesamt mehr als 10 v.H.;

2. das Abfüllen brennbarer Flüssigkeiten mit
einem Flammpunkt unter 21 Grad Celsius durch
Heimarbeiter.

(2) In der Hutstofferzeugung ist die Ausfüh-
rung folgender Arbeiten durch Heimarbeiter ver-
boten:

1. das Abschneiden von Haaren von queck-
silbergebeizten Fellstücken;

2. das Abschneiden von Haaren von nicht
quecksilbergebeizten Fellstücken in Küchen und
Wohnräumen.

§ 2. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
treten folgende Vorschriften außer Kraft:

1. Zweite Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Handel und Verkehr vom
12. Dezember 1930, BGBl. Nr. 2/1931, womit
die Ausführung von Arbeiten unter Verwen-
dung gesundheitsschädlicher Stoffe in der Heim-
arbeit verboten wird.

2. Verordnung vom 16. Juli 1941, Deutsches
RGBl. I S. 436, über das Verbot des Abfüllens
von Brennstoffampullen für Taschenfeuerzeuge
mit brennbaren Flüssigkeiten in Heimarbeit.

Proksch

227. Verordnung der Bundesregierung vom
22. Oktober 1957, womit die Bundes-Ver-
waltungsabgabenverordnung 1957 abgeändert

wird.
Auf Grund des § 78 des Allgemeinen Ver-

waltungsverfahrensgesetzes, BGBl. Nr. 172/1950,
wird verordnet:

§ 8 Abs. 4 der Bundes-Verwaltungsabgaben-
verordnung 1957, BGBl. Nr. 48, hat zu lauten:

„Die in den Tarifposten 40 und 265 ange-
führten Verwaltungsabgaben können auch in
barem oder durch Einzahlung mit Erlagschein
entrichtet werden."

Raab Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz Thoma

Graf Figl
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228. Verordnung der Bundesregierung vom
5. November 1957 über die Anrechnung von
Vordienstzeiten für die Vorrückung (Vor-

dienstzeitenverordnung 1957).

Auf Grund des § 12 des Gehaltsgesetzes 1956,
BGBl. Nr. 54, wird verordnet:

Anwendungsbereich.

§ 1. Diese Verordnung findet auf die Bundes-
beamten Anwendung, die den Bestimmungen
des Gehaltsgesetzes 1956 unterliegen; ausgenom-
men sind die ordentlichen Hochschulprofessoren
und die außerordentlichen Hochschulprofessoren,
ferner die zeitverpflichteten Soldaten.

Anrechenbare Vordienstzeiten.

§ 2. (1) Bundesbeamten sind folgende, dem
Zeitpunkt der Anstellung vorausgegangene Zeit-
räume für die Vorrückung anzurechnen:

a) die in einem Dienstverhältnis zum Bund,
zu einem Bundesland, zu einem Bezirk, zu
einer Gemeinde oder zu einer anderen
öffentlich-rechtlichen Körperschaft des
österreichischen Rechtes verbrachte Zeit;
gleichzuhalten sind im Dienst einer gesetz-
lich anerkannten Religionsgesellschaft ohne
Bestehen eines Dienstverhältnisses zurück-
gelegte Zeiten, sofern die Ar t der Dienst-
leistung sonst im Rahmen eines Dienstver-
hältnisses durchgeführt wird;

b) die in einem Dienstverhältnis zu Fonds,
Stiftungen oder Anstalten verbrachte Zeit;

c) die in einem durch Dienstordnung geregel-
ten Dienstverhältnis zu den Österreichi-
schen Bundes(Staats)bahnen verbrachte
Zeit; gleichzuhalten ist die bei einer Lan-
des- oder Privatbahn in einem durch
gleichartige Dienstordnungen geregelten
Dienstverhältnis verbrachte Zeit, soweit
sie anläßlich der Übernahme in ein durch
Dienstordnung geregeltes Dienstverhältnis
zu den Österreichischen Bundes(Staats)-
bahnen für die Erlangung höherer Bezüge
angerechnet worden ist;

d) die Zeit, während der der Bundesbeamte
zur Erfüllung der allgemeinen Bundes-
dienstpflicht auf Grund des Bundesdienst-
pflichtgesetzes, BGBl. Nr. 102/1936, heran-
gezogen war, und die Zeit der Ableistung
des Präsenzdienstes auf Grund des Wehr-
gesetzes, BGBl. Nr . 181/1955;

e) die Zeit einer Verwendung oder Ausbil-
dung, die über die gemeinsamen Erforder-
nisse für die Erlangung von Dienstposten
einer bestimmten Verwendungsgruppe
hinaus für den Dienstzweig, in den der
Bundesbeamte aufgenommen wurde, vor-
geschrieben ist;

f) die Zeit der Einführung in das praktische
Lehramt;

g) die Zeit der Gerichtspraxis als Rechtsprak-
tikant;

h) die Zeit der Dienstleistung als Gastarzt an
Universitätskliniken (einschließlich der
pathologischen, gerichtsmedizinischen und
zahnärztlichen Institute und der Röntgen-
institute) und den auf Grund des Ärzte-
gesetzes, BGBl. Nr . 92/1949, für die Aus-
bildung zugelassenen Krankenanstalten, so-
weit sie nicht nach lit. e anzurechnen ist;

i) Zeiträume, die auf Grund des § 11 (allen-
falls im Zusammenhalt mit § 12) des Be-
amten-Überleitungsgesetzes, StGBl. Nr . 134/
1945, in einem der in lit. a bis c genann-
ten Dienstverhältnisse für die Vorrückung
angerechnet worden sind.

(2) Von der zuständigen Zentralstelle können
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt
angerechnet werden:

a) die in einem öffentlichen oder nicht öffent-
lichen Dienst verbrachten Zeiten, soweit
sie nicht nach Abs. 1 oder 3 anzurechnen
sind;

b) Zeiträume, während der der Bundesbeamte
eine selbständige Berufstätigkeit ausgeübt
hat und vollbeschäftigt war;

c) Zeiträume, während der der Bundesbeamte
ein mindestens zweijähriges abgeschlossenes
Vollstudium absolviert hat, für das die Er-
füllung der gemeinsamen Erfordernisse für
die Erlangung von Dienistposten der Ver-
wendungsgruppe, in die der Bundesbeamte
aufgenommen wurde, Voraussetzung ist.

(3) Der altösterreichische Zivilstaats(Gendar-
menie)dienst, der gemeinsame österreichisch-
ungarische Zivilstaatsdienst und der Dienst als
Berufsmilitärperson in der bewaffneten Macht
der ehemaligen österreichisch-ungarischen Mon-
archie, ferner die während des Krieges in den
Kalenderjahren 1914 bis einschließlich 1918 und
die in der provisorischen österreichischen Wehr-
macht zurückgelegte Militärdienstzeit sind einer
Bundesdienstzeit gleichzuhalten.

(4) Von der zuständigen Zentralstelle können
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt
und dem Bundesministerium für Finanzen, sofern
nicht die Voraussetzungen des Abs. 5 zutreffen,
als Behinderungszeiten Zeiträume angerechnet
werden, während der der Bundesbeamte

a) nach dem 13. März 1938 durch militärische
Dienstleistung, durch Kriegsgefangenschaft
oder einen anderen durch den Krieg ge-
gebenen Grund oder

b) vom 4. März 1933 bis 27. April 1945 aus
den im § 4 Abs. 1 erster Satz des Beamten-
Überleitungsgesetzes angeführten Gründen

am Eintritt in den öffentlichen Dienst behindert
war; als Behinderung nach lit. a gilt jedenfalls
eine militärische Dienstleistung ab 1. September
1939.
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(5) Von der zuständigen Zentralstelle können
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt
und dem Bundesministerium für Finanzen als
Behinderungszeiten ferner Zeiträume angerechnet
werden, um die der Bundesbeamte das für die
Aufnahme auf seinen Dienstposten vorgeschrie-
bene Studium nur aus den im Abs. 4 lit. a und b
genannten Gründen später vollendet hat, als es
nach den österreichischen Studienvorschriften
frühestens möglich gewesen wäre.

Nicht anrechenbare Vordienstzeiten.

§ 3. (1) Von einer Anrechnung gemäß § 2 ist
ausgeschlossen:

a) die vor der Vollendung des 18. Lebens-
jahres verbrachte Zeit;

b) die Dienstzeit in einem Dienstverhältnis,
die nach den für dieses Dienstverhältnis
geltenden Bestimmungen für die Erlangung
höherer Bezüge nicht anrechenbar war;

c) die Dienstzeit in einem Dienstverhältnis,
das durch den freiwilligen Austritt des
Bundesbeamten während eines anhängigen
Disziplinarverfahrens, durch Entlassung
auf Grund eines Disziplinarerkenntnisses
oder infolge strafgerichtlicher Verurteilung
aufgelöst wurde;

d) die Dienstzeit in einem nicht öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis, das aus dem
Verschulden des Bundesbeamten) vom
Dienstgeber vor Ablauf der Zeit, auf die
es eingegangen wurde, oder ohne Einhal-
tung einer Kündigungsfrist aufgelöst
wurde;

e) Zeiträume, die in einer selbständigen Be-
rufstätigkeit verbracht wurden, für deren
weitere Ausübung der Bundesbeamte auf
Grund strafgerichtlicher oder disziplinärer
Verurteilung oder durch Verwaltungsver-
fügung die Befugnis verloren hat;

f) Zeiträume, die im Zustand der Ämter-
unfähigkeit verbracht wurden;

g) Zeiträume, für die dem Bundesbeamten aus
einem im § 2 Abs. 1 lit. a, b oder c be-
zeichneten Dienstverhältnis eine Anwart-
schaft oder ein Anspruch auf einen laufen-
den Ruhe(Versorgungs)genuß zusteht, so-
fern nicht auf diese Anwartschaft oder auf
diesen Anspruch, soweit diese auf die an-
gerechnete Vordienstzeit entfallen, zu-
gunsten des Bundes verzichtet wird;

h) Zeiträume, für die der Bundesbeamte aus
inländischen öffentlichen Mitteln oder in
der Zeit vom 13. März 1938 bis 27. April
1945 aus öffentlichen Mitteln eine Ab-
fertigung erhalten hat, sofern er die Ab-
fertigung nicht rückerstattet. Erfolgt die
Anrechnung des betreffenden Zeitraumes
gemäß den Bestimmungen dieser Verord-

nung nicht im vollen Ausmaß (§ 4 Abs. 2),
so ist die Abfertigung nur im entsprechen-
den Teilausmaß rückzuerstatten. Der rück-
zuerstattende Betrag ist im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Finanzen
festzusetzen; hiebei ist darauf Bedacht zu
nehmen, in welchem Verhältnis sich die
Bezüge in der Zeit zwischen der Flüssig-
machung der Abfertigung und der Einbrin-
gung des Antrages um Rückerstattung im
Durchschnitt verändert haben.

(2) Die Bundesregierung kann bei Vorliegen
berücksichtigungswürdiger Gründe von einem
der im Abs. 1 lit. b bis f genannten Anrechnungs-
hindernisse Nachsicht erteilen.

(3) Ist ein kalendermäßiger Zeitraum nach § 2
mehrfach anrechenbar, so ist nur die günstigere
Anrechnung zulässig; die Bestimmung des
§ 6 Z. 6 des Opferfürsorgegesetzes, BGBl Nr. 183/
1947, bleibt unberührt. Einem Bundesbeamten,
der während eines kalendermäßigen Zeitraumes
in mehreren Dienstverhältnissen stand und teil-
beschäftigt war, dürfen die in diesem Zeitraum
liegenden Vordienstzeiten zusammen nicht gün-
stiger als bei Vorliegen einer Vollbeschäftigung
angerechnet werden.

Ausmaß der Anrechnung.

§ 4. (1) Vordienstzeiten, die nach Maßgabe des
§ 2 Abs. 1 und 3. und des § 3 zur Anrechnung
geeignet sind, sind in dem Ausmaß anzurechnen,
das sich nach den folgenden Bestimmungen er-
geben würde, wenn die Vordienstzeiten im Bun-
desdienst zurückgelegt worden wären:

a) Vordienstzeiten sind im vollen Ausmaß
anzurechnen, soweit sie nach Erfüllung der
gemeinsamen Erfordernisse für die Er-
langung von Dienstposten der Verwen-
dungsgruppe, in der die Anstellung erfolgt,
und in einer Verwendung zurückgelegt
wurden, die der Verwendung in dem
Dienstzweig, in dem die Anstellung erfolgt,
mindestens gleichwertig ist; hiebei ist eine
gemäß § 2 Abs. 1 lit. d anzurechnende
Vordienstzeit einer Dienstzeit in der Ver-
wendungsgruppe gleichzuhalten, in der der.
Beamte angestellt wurde;

b) die nach § 2 Abs: 1 lit. e und f anzurech-
nenden Zeiten sind im vollen Ausmaß an-
zurechnen, wenn die vorgeschriebene Ver-
wendung oder Ausbildung nach Erfüllung
der gemeinsamen Erfordernisse für die Er-
langung von Dienstposten der Verwen-
dungsgruppe, in der die Anstellung erfolgt,
zurückgelegt wurde;

c) Vordienstzeiten, die den in lit. a und b
festgesetzten Voraussetzungen nicht ent-
sprechen, sind so weit anzurechnen, als sich
eine Anrechnung im Fall einer Überstel-
lung aus der der Vordienstzeit entsprechen-
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den niedrigeren Verwendungsgruppe in die
höhere Verwendungsgruppe gemäß §§ 35
und 62 des Gehaltsgesetzes 1956 ergeben
würde.

(2) Vordienstzeiten gemäß § 2 Abs. 2 können
im Rahmen der Bestimmungen des vorstehenden
Absatzes nur bis zur Hälfte angerechnet werden;
die Anrechnung darf einen Zeitraum von fünf
Jahren, soweit jedoch die während der Vor-
dienstzeit entfaltete Tätigkeit für den Dienst-
zweig, in dem der Bundesbeamte angestellt
wurde, von Bedeutung ist, einen Zeitraum von
insgesamt zehn Jahren nicht übersteigen. Die
Beschränkung der Anrechnung auf die Hälfte
und auf den Zeitraum von zehn Jahren findet
so weit nicht Anwendung, als die zuständige
Zentralstelle im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt feststellt, daß es im öffentlichen In-
teresse gelegen ist, dem Bundesbeamten eine
seiner bisherigen Berufslaufbahn entsprechende
besoldungsrechtliche Stellung zuzuerkennen.

(3) Nicht in Vollbeschäftigung verbrachte Vor-
dienstzeiten sind bei einer Dienstleistung von
mehr als drei Vierteln der Dienstleistung eines
entsprechenden vollbeschäftigten Bediensteten
voll, bei einer Dienstleistung von der Hälfte bis
zu drei Vierteln der Dienstleistung eines ent-
sprechenden vollbeschäftigten Bediensteten zu
zwei Dritteln, sonst zu einem Drittel in Anschlag
zu bringen.

(4) Vordienstzeiten als Lehrer sind, wenn die
Lehrverpflichtung wenigstens zehn Wochen-
stunden betrug, voll, wenn sie wenigstens sechs
Wochenstunden betrug, zur Hälfte, sonst zu
einem Drittel in Anschlag zu bringen.

(5) Behinderungszeiten können im vollen Aus-
maß angerechnet werden, wenn der Bundesbe-
amte innerhalb von fünf Jahren nach Wegfall
der Behinderung in den Dienst einer der im § 2
Abs. 1 lit. a oder b genannten Dienstgeber, bei
Lehrern auch in den Dienst an einer Privatschule
mit Öffentlichkeitsrecht eingetreten ist. Der
fünfjährige Zeitraum beginnt jedoch bei Bundes-
beamten, auf die § 2 Abs. 5 anzuwenden ist, mit
dem Ende des nach Wegfall der Behinderung
für die Vollendung des Studiums noch erforder-
lichen Zeitraumes. Wurde die angegebene Frist
nicht eingehalten, so kann die Behinderungszeit
im Rahmen des Abs. 2 angerechnet werden.
Abs. 1 lit. a letzter Halbsatz gilt sinngemäß.

Wirkung der Anrechnung.

§ 5. Angerechnete Vordienstzeiten sind zu
berücksichtigen:

a) bei Beamten der Allgemeinen Verwaltung,
Beamten in handwerklicher Verwendung,
Wachebeamten und Berufsoffizieren für die
Vorrückung in der niedrigsten Dienst-
klasse der Verwendungsgruppe, in der der
Bundesbeamte angestellt wurde, sowie nach

Maßgabe des § 32 Abs. 4 des Gehalts-
gesetzes 1956 in einer höheren Dienst-
klasse;

b) bei Richtern und staatsanwaltschaftlichen
Beamten nach Maßgabe der Bestimmungen
des § 42 Abs, 3 des Gehaltsgesetzes 1956
für die Vorrückung;

c) bei Hochschulassistenten für die Vor-
rückung;

d) bei Lehrern für die Vorrückung;
e) bei Beamten des Schulaufsichtsdienstes nach

Maßgabe der Bestimmungen des § 65
Abs. 2 und des § 70 Abs. 1 und 2 des
Gehaltsgesetzes 1956 für die Vorrückung.

Durchführung der Anrechnung.

§ 6. (1) Vordienstzeiten werden auf schrift-
lichen Antrag angerechnet. Der Antrag ist vom
Bundesbeamten, im Falle seines Todes von seinen
versorgungsberechtigten Hinterbliebenen zu
stellen.

(2) Der Antrag ist spätestens drei Jahre nach
der Versetzung in den Ruhestand, im Falle des
Todes des Bundesbeamten während des Aktiv-
standes spätestens drei Jahre nach seinem Tod
zu stellen.

(3) Nach Beendigung des Dienstverhältnisses
kann der Bundesbeamte den Antrag nur dann
stellen, wenn im Zeitpunkt der Antragstellung
sechs Monate seit der Anstellung noch nicht ver-
strichen sind.

(4) Die Anrechnung von Vordienstzeiten wird
wirksam

a) mi t dem Tage der Anstellung, wenn der
Antrag binnen sechs Monaten nach der
Anstellung gestellt wird,

b) mit dem auf die Einbringung des Antrages
•folgenden Monatsersten, wenn der Antrag
später gestellt wird.

In den Fällen des § 45 i Abs. 1 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr . 22/1947, in der Fas-
sung der Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1956,
BGBl. Nr . 55, und der Ernennung eines zeit-
verpflichteten Soldaten zum Berufsoffizier tr i t t
an die Stelle des Tages der Anstellung der Tag
der Ernennung.

(5) Der Bescheid, mit dem über den Antrag
gemäß Abs. 1 entschieden wird, ist schriftlich zu
erlassen.

Übergangsbestimmungen.

§ 7. Die fünfjährige Frist des § 4 Abs. 5 be-
ginnt bei Bundesbeamten, die als Beamte des
Flugsicherungsdienstes angestellt wurden, frü-
hestens mit 1. Jänner 1955, und bei Bundes-
beamten, die als Berufsoffiziere oder als Beamte
der Heeresverwaltung angestellt wurden, frü-
hestens mit 1. Jänner 1956 zu laufen.
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§ 8. (1) Bundesbeamte, die vo r de r Kund-
machung der Vordienstzeitenverordnung 1957
angestellt worden sind, können — abgesehen von
den Fällen des § 10 Abs. 3 zweiter Satz — die
Anrechnung v o n Vordienstzeiten nach der Vor-
dienstzeitenverordnung 1957 beantragen.

(2) § 6 der Vordienstzeitenverordnung. 1957
ist, wenn sich nach den Bestimmungen der Vor-
dienstzeitenverordnung 1957 eine günstigere
Anrechnung ergibt als nach den Bestimmungen
der Vordienstzeitenverordnung, BGBl. N r . 73/
1948 — im folgenden Vordienstzeitenverordnung
1948 bezeichnet — mit der Maßgabe sinngemäß
anzuwenden, daß die Fristen des § 6 Albs. 2
und 4 mit der Kundmachung der Vordienst-
zeitenverordnung 1957 zu laufen beginnen. Wird
der Antrag binnen sechs Monaten gestellt, so
wird die Anrechnung de r Vordienstzeiten mi t
1. Feber 1956, frühestens m i t dem Tag der An-
stellung, hinsichtlich der Behinderungszeiten
jedoch mit 1. Juli 1958 wirksam.

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind
sinngemäß auf Pensionsparteien anzuwenden,
sofern der Bundesbeamte nach dem 31. Jänner
1956 aus dem Dienststand ausgeschieden ist.

§ 9. Die Anwendung der Vordienstzeitenver-
ordnung 1948 in ihrer jeweils in Geltung ge-
wesenen Fassung auf Bezugsansprüche, die vor
dem 1. Feber 1956 liegende Zeiträume betreffen,
wird durch die Vordienstzeitenverordnung 1957
nicht berührt .

§ 10. (1) Die Bestimmungen der Vordienst-
zeitenverordnung 1957 — mit Ausnahme des
§ 2 Abs. 2 lit. a und b in Verbindung mit § 4
Abs. 2 und des § 2 Abs. 4 und 5 in Verbindung
mit § 4 Abs. 5 — sind auf Bezugsansprüche an-
zuwenden, die nach dem 31. Jänner 1956 liegende
Zeiträume betreffen.

(2) Die Bestimmungen der Vordienstzeiten-
verordnung 1957 über die Anrechnung von Be-
hinderungszeiten sind auf. Bezugsamprüche anzu-
wenden, die nach dem 30. Juni 1958 liegende
Zeiträume betreffen. Für Bezugsansprüche, die
vor dem 1. Juli 1958 liegende Zeiträume be-
treffen, gelten die Bestimmungen der Vordienst-
zeitenverordnung 1948.

(3) Die Bestimmungen des § 2 Abs. 2 lit. a
und b in Verbindung mit § 4 Abs. 2 gelten für
Bundesbeamte, die nach dem 31. Jänner 1956
angestellt wurden. Für Bundesbeamte, die vor
dem 1. Feber 1956 angestellt wurden, gelten die
Bestimmungen des § 2 Abs. 2 lit. d u n d des § 4
Abs. 2 der Vordienstzeitenverordnung 1948 auch
für Bezugsansprüche, die nach dem 31. Jänner
1956 liegende Zeiträume betreffen.

Pittermann Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz
Bock Grat Figl

229. Verordnung der Bundesregierung vom
5. November 1957 über die Gewährung von
Ruhegenußzulagen und Versorgungszulagen
auf. Grund der Exekutivdienstzulage, der
Wachdienstzulage und der Truppendienst-

zulage.
Auf Grund des § 51 b des Gehaltsüberleitungs-

gesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fassung der
Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1956, BGBl.
Nr. 55, wird verordnet:

Ruhegenußzulage.

§ 1. (1) Beamten, die im Genuß der Exekutiv-
dienstzulage, der Wachdienstzulage oder der
Truppendienstzulage (im folgenden kurz Aktiv-
zulage genannt) gestanden sind, gebührt eine
Zulage zum Ruhegenuß (Ruhegenußzulage).

(2) Das Ausmaß der Ruhegenußzulage beträgt:

(3) Bei der Berechnung der gemäß Abs. 1 für
die Bemessung der Ruhegenußzulage anrechen-
baren Dienstzeit sind Zeiträume, für die der
Beamte eine Aktivzulage bezogen hat, zusam-
menzuzählen. Hiebei sind Bruchteile eines Jahres,
wenn sie sechs Monate überschreiten, als ein
volles Jahr anzurechnen; Bruchteile bis zu sechs
Monaten bleiben unberücksichtigt.

Versorgungszulage.

§ 2. (1) Die Zulage zum Versorgungsgenuß
(Versorgungszulage) beträgt für die Witwe
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50 v. H. der Ruhegenußzulage, die dem verstor-
benen Gatten im Zeitpunkt seines Todes gebührt
hat oder gebührt hätte.

(2) Die Versorgungszulage der Waisen beträgt
zusammen 50 v. H. der Versorgungszulage der
Witwe.

Übergangsbestimmungen.

§ 3. (1) Für die im Ruhestand befindlichen
Beamten und im Bezuge von Versorgungsgenüssen
stehenden Hinterbliebenen ist die Ruhegenuß-
(Versorgungs)zulage unter sinngemäßer Anwen-
dung der §§ 1 und 2 zu ermitteln. Hiebei ist
die Ruhegenußzulage mit Rückwirkung auf den
Zeitpunkt der Ruhestandsversetzung oder des
Übertrittes in den Ruhestand, die Versorgungs-
zulage mit Rückwirkung auf den Anfallszeit-
punkt des Versorgungsgenusses nachträglich an-
zuweisen; eine Rückwirkung über den 1. Feber
1956 hinaus ist jedoch unzulässig.

(2) Beträge, die an Empfänger eines Ruhe- oder
Versorgungsgenusses auf Grund der Verordnung
der Bundesregierung vom 24. Dezember 1952,
BGBl. Nr . 12/1953, oder der Verordnung der
Bundesregierung vom 27. September 1955, BGBl.
Nr. 204, gezahlt wurden, sind auf die nach
Abs. 1 für die gleichen Zeiträume gebührende
Ruhegenüß(Versorgungs)zulage anzurechnen.

(3) Die Ruhegenuß(Versorgungs)zulage ver-
mindert sich um die für dieselben Zeiträume und
denselben Anlaß gewährte außerordentliche Zu-
lage.

Pittermann Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz
Bock Grat Figl

230. Kundmachung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 26. Oktober 1957 über
die Aufhebung der Verordnung des Bundes-
ministeriums für Unterricht vom 17. No-
vember 1954 über die Ausdehnung des Gel-
tungsbereiches der Dienstordnung für Ver-
tragslehrer und Lehrbeauftragte an der Aka-
demie für Musik und darstellende Kunst in
Wien und an der Akademie für angewandte
Kunst in Wien auf die Akademie für Musik
und darstellende Kunst „Mozarteum" in
Salzburg, durch den Verfassungsgerichtshof.

Gemäß Artikel 139 Absatz 2 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
§ 60 Absatz 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953 wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
Erkenntnis vom 19. Juni 1957, Zl. V 33/56, G 7/
57-15, die Verordnung des Bundesministeriums
für Unterricht vom 17. November 1954, BGBl.
Nr. 261, über die Ausdehnung des Geltungs-
bereiches der Dienstordnung für Vertragslehrer
und Lehrbeauftragte an der Akademie für Musik
und darstellende Kunst in Wien und an der
Akademie für angewandte Kunst in Wien auf die
Akademie für Musik und darstellende Kunst
„Mozarteum" in Salzburg, soweit sie den Gel-
tungsbereich des § 4 der mit Verordnung des
Bundesministeriums für Unterricht vom 23. No-
vember 1950, BGBl. Nr . 237, erlassenen Dienst-
ordnung auf die Akademie für Musik und dar-
stellende Kunst „Mozarteum" in Salzburg aus-
dehnt, als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tri t t am Tage der Kund-
machung in Wirksamkeit.

Drimmel


